
XV. Außenwirkung

Diese Vereinbarung wirkt auch hinsichtlich der Antragsteller auf
eine Zuwendung. Sie erzeugt Rechte und Pflichten insbesondere
auch für Landkreise und Kreisfreie Städte. Sie wird im Säch-
sischen Amtsblatt veröffentlicht.

XVI. Kostenfreiheit

Für Handlungen innerhalb des Verfahrens stellen sich die Partner
dieser Vereinbarung gegenseitig keine Kosten in Rechnung.

XVII. Salvatorische Klausel

1. Sollten Bestimmungen die Vereinbarung ganz oder teilweise
unwirksam oder undurchführbar sein, bleibt die Gültigkeit
der übrigen Bestimmungen hiervon unberührt. Dies gilt auch
dann, wenn die Vereinbarung eine Lücke aufweist. Für diesen
Fall verpflichten sich die Partner der Vereinbarung zu einer
Regelung, wie sie sie bei Kenntnis der Unwirksamkeit, der
Undurchführbarkeit, der der Lücke in rechtlich zulässiger
Weise getroffen hätten.

2. Gegebenenfalls auftretende Streitfragen werden die Partner
dieser Vereinbarung im Einvernehmen und im Geist dieser
Vereinbarung lösen. Eine Schlichtungsstelle wird nicht ein-
gerichtet.

Köln, den 30. April 2008

im Auftrag
Weber
für die Bundesrepublik Deutschland

Dresden, den 29. April 2008

Hartmut Mangold
für den Freistaat Sachsen

Anlage 1

Richtlinien
für das Bundesprogramm zur Förderung von zusätzlichen Arbeitsplätzen,

die in Regionen mit besonders hoher und verfestigter Langzeitarbeitslosigkeit
durch Kommunen geschaffen werden

(Bundesprogramm Kommunal-Kombi)
Vom 14. Dezember 2007

Vom Abdruck der „Richtlinien für das Bundesprogramm zur För-
derung von zusätzlichen Arbeitsplätzen, die in Regionen mit be-
sonders hoher und verfestigter Langzeitarbeitslosigkeit durch
Kommunen geschaffen werden“ (veröffentlicht im Bundesanzei-
ger Nr. 242 vom 29. Dezember 2007, S. 8413) wird abgesehen.

Der Text kann unter
http://www.bva.bund.de/cln_046/nn_377882/sid_
05B44C3898BA330988B6336CBD0FF220/nsc_true/DE/
Aufgaben/Abt__II/KommunalKombi/Dokumente/Richtlinie.html
eingesehen werden.
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